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BAVARIA Sonderbedingungen zur Teilkasko-Versicherung 
von Sportbooten BTK 2008

1 	 Versicherungsgegenstand 
1.1	 Versichert ist das in der Police bezeichnete Wasserfahrzeug  

einschließlich der Maschinenanlage, des Zubehörs und fest ein-
gebauter nautischer Ausrüstung. 

1.2 	 Trailer, Beiboote und Außenbordmotoren sind versichert, sofern im 
Antrag angegeben. 

 
2 	 Geltungsbereich
	 Die Versicherung gilt für das Fahrtgebiet Europäische Binnenge-

wässer und Flüsse und Europäische Küstengewässer bis 20  
Seemeilen von der Küste entfernt zu Wasser und zu Lande. 

 
3 	 Versicherungsumfang - eingeschränkte Deckung 
3.1 	 Versichert ist der Totalverlust oder der konstruktive Totalverlust des 

Bootes durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Sturm, höhere Gewalt, 
Transportmittelunfall, Vandalismus sowie Diebstahl des ganzen 
Bootes. 

	 Totalverlust liegt vor, wenn das versicherte Boot dem Versiche-
rungsnehmer ohne Aussicht auf Wiedererlangung entzogen oder 
in seiner ursprünglichen Beschaffenheit zerstört wurde. 

	 Konstruktiver Totalverlust liegt vor, wenn die Instandsetzungskos-
ten den Listenpreis des Herstellers am Schadentag oder die Versi-
cherungssumme übersteigen. 

3.2 	 Eine Verwendung des Fahrzeugs zu anderen als sportlichen oder 
Vergnügungszwecken (z.B. Vercharterung) ist nur versichert, wenn 
dies besonders vereinbart ist. Das unentgeltliche Überlassen des 
Fahrzeugs ist jedoch mitversichert. 

 
4 	 Führerschein 
	 Voraussetzung des Versicherungsschutzes ist, dass der Führer des 

Fahrzeugs, soweit dies amtlich vorgeschrieben ist, den erforderli-
chen Führerschein besitzt. 

 
5 	 Ausschlüsse 
	 Von der Versicherung ausgeschlossen sind Schäden entstanden 

durch: 
5.1 	 Teilschäden, vergleiche Ziffer 3.1. 
5.2 	 Konstruktions-, Fabrikations- oder Materialfehler. 
5.3 	 Abnutzung im gewöhnlichen Gebrauch. 
5.4 	 Normale Witterungseinflüsse (z. B. Frost, Sonneneinwirkung), Korro-

sion, Oxidation, Kavitation, Fäulnis. 
5.5 	 Krieg, Bürgerkrieg, bürgerliche Unruhen, kriegsähnliche Ereignisse, 

terroristische Gewalthandlungen (unabhängig von der Anzahl 
der daran beteiligten Personen), Beschlagnahme oder Verfü-
gung von höherer Hand, durch gerichtliche Verfügung oder ihre 
Vollstreckung sowie Gefahren, die sich aus der Verwendung oder 
dem Vorhandensein von Minen, Torpedos, Bomben oder ande-
ren Kriegswerkzeugen ergeben, sowie aus der Verwendung von 
chemischen, biologischen, biochemischen Substanzen oder 
elektromagnetischen Wellen als Waffen und zwar ohne Rücksicht 
auf sonstige mitwirkende Ursachen. 

5.6 	 Kernenergie oder Radioaktivität und ionisierende Strahlung. 
5.7 	 Mittelbare Schäden, wie z. B. Beeinträchtigung der Rennfä-
	 higkeit oder Minderwert. 
 
6 	 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines 

Vertreters bis zum Vertragsabschluss 

6.1 	 Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von Gefahr-
umständen 

 	 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragser-
klärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände 
anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat 
und die für dessen Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem 
vereinbarten Inhalt zu schließen. 

 	 Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, 
als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der 
Versicherer in Textform Fragen im Sinne des erstens Absatzes stellt. 

 6.2 	 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
6.2.1	 Vertragsänderung 
	 Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich 

verletzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedin-
gungen geschlossen, so werden die anderen Bedingungen auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei 
einer vom Versicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverlet-
zung werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versi-
cherungsperiode Vertragsbestandteil. 

	 Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie um mehr als 
10 Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für 
den nicht angezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In 
dieser Mitteilung der Vertragsänderung hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen. 

6.2.2	 Rücktritt und Leistungsfreiheit 
	 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Ziffer 

6.1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, es sei denn, 
der Versicherungsnehmer hat die Anzeigepflicht weder vorsätz-
lich noch grob fahrlässig verletzt. Bei grober Fahrlässigkeit des Ver-
sicherungsnehmers ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten Um-
stände zu gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen 
hätte. Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zu-
rück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versi-
cherungsnehmer weist nach, dass die Verletzung der Anzeige-
pflicht sich auf einen Umstand bezieht, der weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers  
ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arg-
listig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 

6.2.3	 Kündigung 
	 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Ziffer 

6.1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der Versicherer den Ver-
trag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen, es sei 
denn, der Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umständen zu gleichen oder anderen Bedingungen 
abgeschlossen. 

6.2.4	 Ausschluss von Rechten des Versicherers 
	 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (6.2.1), zum 

Rücktritt (6.2.2) und zur Kündigung (6.2.3) sind jeweils ausgeschlos-
sen, wenn der Versicherer den nicht angezeigten Gefahrenum-
stand oder die unrichtige Anzeige kannte. 

6.2.5	 Anfechtung 
	 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-

schung anzufechten, bleibt unberührt. 
6.3 	 Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers 
	 Die Rechte zur Vertragsänderung (6.2.1), zum Rücktritt (6.2.2) oder 

zur Kündigung (6.2.3) muss der Versicherer innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen und dabei die Umstände angeben, 
auf die er seine Erklärung stützt; zur Begründung kann er nach-
träglich weitere Umstände innerhalb eines Monats nach deren 
Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung der Anzei-
gepflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm je-
weils geltend gemachte Recht begründen. 

6.4 	 Rechtsfolgenhinweis 
	 Die Rechte zur Vertragsänderung (6.2.1), zum Rücktritt (6.2.2) und 

zur Kündigung (6.2.3) stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf 
die Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat. 

6.5 	 Vertreter des Versicherungsnehmers 
	 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 

geschlossen, so sind bei der Anwendung von Ziffer 6.1 und 6.2 
sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die 
Kenntnis und die Arglist des Versicherungsnehmers zu berücksich-
tigen. Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzei-
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gepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, 
nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versiche-
rungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

6.6 	 Erlöschen der Rechte des Versicherers.
	 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (6.2.1), zum 

Rücktritt (6.2.2) und zur Kündigung (6.2.3) erlöschen mit Ablauf 
von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Die Frist beläuft sich auf 
zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Vertreter 
die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat.

 
7	 Gefahrumstände bei Vertragsabschluss und Gefahrer-

höhung 

7.1	 Begriff der Gefahrerhöhung
7.1.1	 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragser-

klärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen 
Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungs-
falls oder eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfer-
tigte Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher wird.

7.1.2	 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – vorlie-
gen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert nach dem 
der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.

7.1.3	 Eine Gefahrerhöhung nach Ziffer 7.1.1 liegt nicht vor, wenn sich 
die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umstän-
den als mitversichert gelten soll.

	 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – vorlie-
gen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert nach dem 
der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat. Als Gefahrerhö-
hung gilt insbesondere die Überlassung des Fahrzeuges an Dritte 
gegen Entgelt.

7.2 	 Pflichten des Versicherungsnehmers
7.2.1	 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungs-

nehmer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Ge-
fahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen 
Dritten gestatten.

7.2.2	 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vor-
herige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorge-
nommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer 
unverzüglich anzeigen.

7.2.3	 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung 
unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungs-
nehmer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von 
ihr Kenntnis erlangt hat.

7.3 	 Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer
7.3.1	 Kündigungsrecht des Versicherers
	 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Ziffer 

7.2.1, kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der 
Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

	 Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versi-
cherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

	 Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach 
Ziffer 7.1.1 und 7.1.2 bekannt, kann er den Vertrag unter Einhal-
tung einer Frist von einem Monat kündigen.

7.3.2	 Vertragsänderung
	 Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der 

Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechen-
de erhöhte Prämie verlangen oder die Absicherung der erhöhten 
Gefahr ausschließen.

	 Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 
10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung der er-
höhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den Ver-
trag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Ver-
sicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündi-
gungsrecht hinzuweisen.

7.4 	 Erlöschen der Rechte des Versicherers
	 Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsände-

rung nach Ziffer 7.3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines 
Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhöhung 
ausgeübt werden oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, 
der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

7.5 	 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
7.5.1	 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der 

Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
nehmer seine Pflichten nach Ziffer 7.2.1 vorsätzlich verletzt hat. Ver-
letzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu  
kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen.

7.5.2 	 Nach einer Gefahrerhöhung nach Ziffer 7.2.2 und 7.2.3 ist der Ver-
sicherer für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat 

nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer 
hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versiche-
rungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der 
Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gel-
ten Ziffer 7.5.1 Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des 
Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu 
dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein 
müssen, bekannt war.

7.5.3	 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,
	 - soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrer- 

		 höhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles  
		 oder den Umfang der Leistungspflicht war oder

	 - wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die  
		 Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung  
		 nicht erfolgt war oder

	 - wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt  
		 der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen ent- 
		 sprechende erhöhte Prämie verlangt.

8 	 Überversicherung, Mehrfachversicherung 
8.1 	 Überversicherung
	 Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten 

Interesses (Versicherungswert) erheblich, kann jede Vertragspar-
tei verlangen, dass die Versicherungssumme zur Beseitigung der 
Überversicherung unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie 
mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird.

8.2	 Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der Absicht, sich 
aus der Überversicherung einen rechtswidrigen Vermögensvorteil 
zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem Versicherer steht die 
Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

8.3 	 Mehrfachversicherung
8.3.1	 Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Ge-

fahr versichert, ist verpflichtet, jedem Versicherer die andere Ver-
sicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der  
andere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben.

8.3.2	 Wird bezüglich desselben Interesses bei einem Versicherer der 
entgehende Gewinn, bei einem anderen Versicherer der sonstige 
Schaden versichert, ist Ziffer 8.3.1 entsprechend anzuwenden.

8.3.3	 Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe  
Gefahr versichert und übersteigen die Versicherungssummen 
zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus ande-
ren Gründen die Summe der Entschädigungen, die von je-
dem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu 
zahlen wären, den Gesamtschaden (Mehrfachversicherung), 
haften die Versicherer in der Weise als Gesamtschuldner, dass 
jeder Versicherer den von ihm nach dem Vertrag zu leisten-
den Betrag zu zahlen hat, der Versicherungsnehmer aber ins-
gesamt nicht mehr als den Betrag des Schadens verlangen 
kann.

8.3.4	 Die Versicherer sind im Verhältnis zueinander zu Anteilen
	 nach Maßgabe der Beträge verpflichtet, die sie dem Versiche-

rungsnehmer nach dem jeweiligen Vertrag zu zahlen haben. Ist 
auf eine der Versicherungen ausländisches Recht anzuwenden, 
kann der Versicherer, für den das ausländische Recht gilt, gegen 
den anderen Versicherer einen Anspruch auf Ausgleichung nur 
geltend machen, wenn er selbst nach dem für ihn maßgebli-
chen Recht zur Ausgleichung verpflichtet ist.

8.3.5 	 Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der  
Absicht vereinbart, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene 
Vertrag nichtig; dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Um-
ständen Kenntnis erlangt.

8.3.6 	 Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehr-
fachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entste-
hen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, 
dass der später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versi-
cherungssumme unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie 
auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versi-
cherung nicht gedeckt ist.

8.3.7	 Ziffer 8.3.6 ist auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversiche-
rung dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren 
Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind 
in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig 
oder im Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, 
kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herab-
setzung der Versicherungssummen und der Prämien verlangen.

9	 Prämie; Beginn, Ende und Kündigung der Versicherung 

9.1 	 Beginn des Versicherungsschutzes
	 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 

angegebenen Zeitpunkt.
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9.2 	 Einmalige Prämie oder Erstprämie
9.2.1	 Liegt der angegebene Zeitpunkt nach dem Zugang des Versiche-

rungsscheines, so hat der Versicherungsnehmer die einmalige 
oder erste Prämie unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen 
nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.

9.2.2	 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungs-
nehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, beträgt die Zah-
lungsfrist einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins.

9.2.3	 Liegt der angegebene Zeitpunkt vor dem Zugang des Versi-
cherungsscheines, so beginnt der Versicherungsschutz zum an-
gegebenen Zeitpunkt, wenn die einmalige oder erste Prämie 
unverzüglich nach Zugang des Versicherungsscheins gezahlt 
wird.

9.2.4	 Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die erste Rate 
als erste Prämie.

9.2.5	 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug
	 Wird die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, 

so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die 
Zahlung nicht bewirkt ist.

	 Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer 
die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

9.2.6	 Leistungsfreiheit des Versicherers
	 Ist die einmalige oder die erste Prämie bei Eintritt des Versiche-

rungsfalls nicht gezahlt, so ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonder-
te Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der 
Prämie aufmerksam gemacht hat.

	 Die Leistungsfreiheit ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-
nehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

9.3 	 Folgeprämie
9.3.1	 Fälligkeit
	 Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweili-

gen Versicherungsperiode fällig.
	 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versi-

cherungsschein oder in der Prämienrechnung angegebenen 
Zeitraums bewirkt ist.

9.3.2	 Schadenersatz bei Verzug
	 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgeprämie in 

Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

9.3.3	 Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung
	 Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht recht-

zeitiger Zahlung einer Folgeprämie auf dessen Kosten in Textform 
zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei 
Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mah-
nung). Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Ver-
trag die rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten im 
Einzelnen beziffert und außerdem auf die Rechtsfolgen – Leis-
tungsfreiheit und Kündigungsrecht – aufgrund der nicht fristge- 
rechten Zahlung hinweist.

	 Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein 
Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt 
des Versicherungsfalles mit der Zahlung der Prämie oder der Zin-
sen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflich-
tung zur Leistung frei.

	 Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten 
Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
mit sofortiger Wirkung kündigen, sofern der Versicherungsnehmer 
mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist.

	 Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so ver-
bunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der 
Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Ver-
zug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung 
ausdrücklich hinzuweisen.

9.3.4	 Zahlung der Prämie nach Kündigung
	 Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer 

innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder, wenn sie mit der 
Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats 
nach Fristablauf die Zahlung leistet. Die Regelung über die Leis-
tungsfreiheit des Versicherers (Ziffer 9.3.3 Abs. 2) bleibt unberührt.

9.4 	 Lastschrift
9.4.1	 Pflichten des Versicherungsnehmers
	 Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren vereinbart 

worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit 
der Prämie für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.

9.4.2	 Änderung des Zahlungsweges
	 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder 

mehrere Prämien, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht 
eingezogen werden können, ist der Versicherer berechtigt, die 
Lastschriftvereinbarung in Textform zu kündigen. Der Versicherer 
hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungs-
nehmer verpflichtet ist, die ausstehende Prämie und zukünftige 
Prämien selbst zu übermitteln. Durch die Banken erhobene Bear-
beitungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können 

dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.
9.5 	 Ratenzahlung
9.5.1	 Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten 

bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als gestundet.
9.5.2	 Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode wer-

den sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit einer Rate 
ganz oder teilweise in Verzug gerät oder wenn eine Entschädi-
gung fällig wird.

9.6 	 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
9.6.1	 Allgemeiner Grundsatz
	 Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ab-

lauf der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für diese Ver-
sicherungsperiode nur derjenige Teil der Prämie zu, der dem Zeit-
raum entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat.

	 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung 
weg, steht dem Versicherer die Prämie zu, die er hätte beanspru-
chen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt 
beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des 
Interesses Kenntnis erlangt hat.

9.6.2	 Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung 
und fehlendem versicherten Interesse

	 Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragserklä-
rung innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen, hat der Versiche-
rer nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden 
Teil der Prämien zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versiche-
rer in der Belehrung über das Widerrufsrecht, über die Rechtsfol-
gen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und 
der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versiche-
rungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.

	 Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer 
zusätzlich die für das erste Versicherungsjahr gezahlte Prämie zu 
erstatten; dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistun-
gen aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat.

	 Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers 
beendet, weil der Versicherungsnehmer Gefahrumstände, nach 
denen der Versicherer vor Vertragsannahme in Textform gefragt 
hat, nicht angezeigt hat, so steht dem Versicherer die Prämie bis 
zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu.

	 Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers 
beendet, weil die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzei-
tig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine angemesse-
ne Geschäftsgebühr zu.

	 Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des Versicherers 
wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht dem Versicherer die 
Prämie bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu.

	 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie verpflich-
tet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung 
nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die 
für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges Inter-
esse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann jedoch 
eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.

	 Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der 
Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in 
diesem Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den 
die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

9.7 	 Dauer und Ende des Vertrages
9.7.1	 Dauer
	 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeit-

raum abgeschlossen.
9.7.2	 Stillschweigende Verlängerung
	 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 

sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der Vertrags-
parteien spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen 
Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist. Die Kündi-
gung ist in Schriftform zu erklären.

9.7.3	 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
	 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 

Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehe-
nen Zeitpunkt.

9.7.4.	 Kündigung nach Eintritt des Versicherungsfalles
	 Nach Eintritt eines Versicherungsfalles können beide Parteien den 

Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung muss dem Ver-
tragspartner spätestens einen Monat nach Beendigung der zur 
Feststellung des Versicherungsfalles und des Umfanges der Leis-
tung des Versicherers notwendigen Erhebungen in Schriftform 
zugegangen sein.

	 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort 
nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungs-
nehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem 
späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende des laufenden 
Versicherungsjahres, wirksam wird.

	 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem 
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.
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10 	 Umfang der Leistung
10.1.	 Bei Totalverlust und konstruktivem Totalverlust gemäß Ziffer 3 er-

setzt der Versicherer den Listenpreis des Herstellers am Schadens-
tag, maximal jedoch die Versicherungssumme. Erzielbare Rest-
werte werden davon in Abzug gebracht.

10.2	 Zusätzlich zur Entschädigungsleistung bei Totalverlust ersetzt der 
Versicherer erforderliche Aufwendungen für Bergung, Wrackbe-
seitigung und Entsorgung bis zu maximal 100 % der Gesamt-Versi-
cherungssumme.

10.3	 Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens
	 Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versiche-

rungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles den Umständen 
nach zur Abwendung und Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte. Der Versicherer hat den für die Aufwendungen er-
forderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vor-
zuschießen. Aufwendungen des Versicherungsnehmers, die auf 
Weisung des Versicherers entstanden sind, werden auch insoweit 
erstattet, als sie zusammen mit der sonstigen Entschädigung die 
Versicherungssumme übersteigen.

10.4 	 Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens
	 Der Versicherer ersetzt die Kosten für die Ermittlung und Feststel-

lung eines von ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese Auf-
wendungen den Umständen nach geboten waren. Diese Kos-
ten werden auch insoweit erstattet, als sie zusammen mit der 
sonstigen Entschädigung die Versicherungssumme übersteigen.

	 Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder Bei-
stand hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt, soweit er zur Zu-
ziehung vertraglich verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefor-
dert wurde.

11 	 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 
11.1 	 Fälligkeit der Entschädigung
	 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versiche-

rers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind.
	 Der Versicherungsnehmer kann ein Monat nach Anzeige des 

Schadens als Abschlagszahlung den Betrag beanspruchen, der 
nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

11.2 	 Verzinsung
	 Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechts-

grund eine weitergehende Zinspflicht besteht:
	 – Die Entschädigung ist - soweit sie nicht innerhalb eines Monats  

	 nach Meldung des Schadens geleistet wird - seit Anzeige des  
	 Schadens zu verzinsen.

	 – Der Zinssatz liegt bei 4 Prozent, soweit nicht aus einem anderen  
	 Rechtsgrund ein höherer Zins zu zahlen ist.

	 – Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.
 11.3 	 Hemmung
	 Bei der Berechnung der Fristen gemäß Ziffer 11.1 und 11.2 ist der 

Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens 
des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder 
nicht gezahlt werden kann.

11.4 	 Aufschiebung der Zahlung
	 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
	 –	Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsneh- 

		 mers bestehen;
	 –	ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den 

		 Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass 
		 dieses Versicherungsfalles noch läuft;

	 –	eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den gesetzlichen Be- 
		 stimmungen über die Sicherung von Realgläubigern nicht erfolgte.

	 Im Falle des Diebstahls ist der Versicherer frühestens nach Ablauf 
von zwei Monaten nach Eingang der Schadenanzeige zur Leis-
tung verpflichtet. Im Falle der Wiedererlangung gestohlener Sa-
chen ist der Versicherungsnehmer nur bis zum Ablauf von zwei 
Monaten nach Eingang der Schadenanzeige zur Rücknahme 
des gestohlenen Gutes verpflichtet.

12 	 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls
12.1	 Mitversicherte, lose Teile sind ordnungsgemäß zu verpacken und 

im abgedeckten und verzurrten oder verschlossenen Fahrzeug 
aufzubewahren.

	 Mitversicherte Außenborder sind mit einer geeigneten Diebstahl-
schutzvorrichtung zu sichern.

	 Das Boot auf dem Trailer ist gegen Diebstahl nur versichert, wenn 
der Trailer mit einem handelsüblichen Trailerschloss gesichert war.

12.2	 Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig 
eine der vorstehenden Obliegenheiten, so kann der Versicherer 
innerhalb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis 
erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. Das Kündigungsrecht 
des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsneh-
mer beweist, dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch 
grobfahrlässig verletzt hat.

 

13 	 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls 
13.1 	 Der Versicherungsnehmer hat jeden Schaden unverzüglich der Ba-

varia AG zu melden und Weisungen einzuholen. Bei Schäden 
durch Brand, Explosion und strafbare Handlungen ist zusätzlich un-
verzüglich Anzeige bei der nächsten Polizeidienststelle zu erstatten.

13.2	 Der Versicherungsnehmer hat den Schaden nach Möglichkeit 
abzuwenden oder zu mindern und dabei nach Möglichkeit die 
Weisungen des Versicherers einzuholen.

13.3 	 Vor Beginn der Wiederinstandsetzung ist dem Versicherer
	 Gelegenheit zur Besichtigung und Feststellung des Schadens zu 

geben und jede hierzu dienliche Auskunft auf Verlangen schrift-
lich, wahrheitsgemäß und vollständig zu erteilen. Ferner hat der 
Versicherungsnehmer Belege zu erbringen, sofern ihm dies billi-
gerweise zuzumuten ist.

13.4 	 Steht dem Versicherungsnehmer ein Anspruch auf Ersatz des Scha-
dens gegen Dritte zu, so hat der Versicherungsnehmer den Re-
gressanspruch gegen den Dritten sicherzustellen und dem Versi-
cherer die zur Verfolgung des Anspruchs etwa erforderliche Hilfe zu 
gewähren. Ist ein Schaden entstanden, während sich die versi-
cherten Gegenstände in Gewahrsam eines Transportunterneh-
mens befanden, hat der Versicherungsnehmer den Hergang des 
Schadens unverzüglich feststellen zu lassen und die Bescheinigung 
des Transportunternehmers hierüber der Bavaria AG einzureichen.

14 	 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 
14.1	 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach den 

Ziffern 12 und 13 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu bewei-
sen. 

14.2 	 Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der 
Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist.

14.3 	 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles bestehende Auskunfts oder Aufklärungsobliegenheit 
so ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungs-
frei, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

 
15 	 Besondere Verwirkungsgründe 

15.1	 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versiche-
rungsfalles.

	 Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich 
herbei, so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.

	 Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafur-
teil wegen Vorsatzes in der Person des Versicherungsnehmers fest-
gestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als 
bewiesen.

	 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig her-
bei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen.

15.2 	 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles. 
	 Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der 

Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, 
die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeu-
tung sind, täuscht oder zu täuschen versucht.

	 Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräfti-
ges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges 
oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen 
der Ziffer 15.2 Absatz 1 als bewiesen.

16 	 Repräsentanten 

	 Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhal-
ten seiner Repräsentanten zurechnen lassen.

 
17 	 Veräußerung der versicherten Sache

17.1 	 Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang
17.1.1	 Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert, 

so tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs an dessen Stelle 
der Erwerber in die während der Dauer seines Eigentums aus dem 
Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte und Pflichten 
des Versicherungsnehmers ein.

17.1.2	 Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, die auf 
die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufende Versicherungspe-
riode entfällt, als Gesamtschuldner.
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17.1.3	 Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich gel-
ten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt.

17.2 	 Kündigungsrechte
17.2.1	 Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versicherungs-

verhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündi-
gen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb ei-
nes Monats ab der Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung 
ausgeübt wird.

17.2.2	 Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit sofor-
tiger Wirkung oder zum Ende der laufenden Versicherungsperio-
de in Schriftform zu kündigen.

17.2.3	 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Mo-
nats nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis des Erwerbers vom 
Bestehen der Versicherung innerhalb eines Monats ab Erlangung 
der Kenntnis, ausgeübt wird.

17.3 	 Im Falle der Kündigung nach Ziffern 17.2.1 und 17.2.2 haftet der 
Veräußerer allein für die Zahlung der Prämie.

17.4 	 Anzeigepflichten
17.4.1	 Die Veräußerung ist der Bavaria AG vom Veräußerer oder Erwer-

ber unter Angabe von Name und Anschrift des Erwerbers unver-
züglich in Textform anzuzeigen.

17.4.2	 Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach 
dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige hätte zugehen müssen, 
und der Versicherer nachweist, dass er den mit dem Veräußerer  
bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte.

17.4.3 	 Abweichend von Ziffer 17.4.2 ist der Versicherer zur Leistung ver-
pflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt 
war, zu dem ihm die Anzeige hätten zugehen müssen, oder wenn 
zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die Kündi-
gung des Versicherers abgelaufen war und er nicht gekündigt hat.

18	 Schriftform; Zurückweisung von Kündigungen; Anzeigen 
und Willenserklärungen 

18.1	 Form
	 Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und so weit in diesem 

Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer 
bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsver-
hältnis betreffen und die dieses Versicherungsvertrags können 
rechtswirksam gegenüber der Bavaria AG vorgenommen werden. 
Die gesetzlichen Regelungen über den Zugang von Erklärungen 
und Anzeigen bleiben unberührt.

18.2 	 Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung
	 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 

dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, 
die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die 
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem 
Versicherer bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei einer 
dem Versicherer nicht angezeigten Namensänderung. Die Erklä-
rung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen.

18.3	 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung
	 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der An-

schrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden bei einer 
Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen 
nach Ziffer 18.2 entsprechend Anwendung.

19 	 Verjährung 
19.1	 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 

Jahren.
19.2	 Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der 

Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch 
begründenden Umständen und der Person des Schuldners Kennt-
nis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.

19.3	 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versiche-
rer angemeldet worden, zählt der Zeitraum vom Beginn der Ver-
jährung bis zum Zugang der in Textform mitgeteilten Entscheidung 
des Versicherers beim Anspruchsteller bei der Fristberechnung 
nicht mit.

20 	 Gerichtsstand 
20.1	 Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvertreter Für 

Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsver-
mittlung ist neben den Gerichtsständen der Zivilprozessordnung 
(ZPO) auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Ver-
sicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in 
Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

20.2 	 Klagen gegen Versicherungsnehmer
	 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungs-

vermittlung gegen den Versicherungsnehmer ist ausschließlich 
das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungs-
nehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermange-
lung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

20.3 	 Wohnsitzverlegung des Versicherungsnehmers
	 Hat der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz oder seinen ge-

wöhnlichen Aufenthalt nach Vertragsschluss aus dem Geltungs-
bereich des Versicherungsvertragsgesetzes verlegt oder sind 
sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der 
Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit bei Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
den Versicherer oder den Versicherungsnehmer ausschließlich 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung.

 
21.	 Schlussbestimmungen 
21.1	 Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes 

bestimmt ist, gelten die sonstigen gesetzlichen Vorschriften, insbe-
sondere das Versicherungsvertragsgesetz.

21.2 	 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
21.3	 Sind an der Police mehrere Versicherer beteiligt, so haften die Ver-

sicherer in Höhe ihrer Anteile als Einzelschuldner. Die vom führen-
den Versicherer getroffenen Entscheidungen und Maßnahmen 
sind für die beteiligten Versicherer bindend. Das gleiche gilt für Ent-
scheidungen, die gegen den führenden Versicherer ergehen. 
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